Flexicurity without Security?

Die SPÖVP-Mindestsicherung.

Flexicurity – ein Unwort

Das Wort „flexible“ taucht im 15. Jhdt. Im Englischen auf. Beobachtet wird, wie sich Bäume und Pflanzen im Wind neigen und wieder in ihre Ausgangsposition zurückkehren. Flexibilität ist also ein anderes Wort für Elastizität, beschreibt also KEINE dauerhafte Verformung.
Was soll flexicurity leisten?

Flexicurity steht für die Idee, Flexibilität (flexibility) am Arbeitsmarkt und in bestehenden Beschäftigungsverhältnissen mit sozialer Sicherheit (security) zu verbinden.
Aus der Sicht Erwerbsarbeitsloser stellt sich die gegenwärtige Situation wie folgt dar:
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Der Sozialstaat bröckelt
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Die Geldscheffler sind …
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… beim Verschieben von Profiten …
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… flink wie der Hirsch
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Für Arbeitslose gilt: VORSICHT COACH!
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Grundsicherungsmodell HARTZ IV
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McJob für Arbeitslose: VORSICHT! CALL CENTER!
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Solange PROFITMAXIMIERUNG Vorrang hat,
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hat die ARMUTSBEKÄMPFUNG zu warten.

Zur Situation von Arbeitslosen und deren Initiativen

Die Zahl von Fällen der Erwerbsarbeitslosigkeit beträgt jährlich etwa 800.000 – 900.000. Das sind über ¼ der unselbständig Beschäftigten.
Das Arbeitslosengeld - Ersatzrate 55%; eine der niedrigsten in der EU – beträgt im Schnitt etwa 730,- Euro/Monat, 12x jährlich. Die Notstandshilfe liegt im Schnitt etwas über 550,- Euro und wird nach dem Sippenhaftungsprinzip (Anrechnung des Partnereinkommens) berechnet.
Beide beträge liegen weit UNTER der Armutsschwelle von 848,- Euro (2004).

Die Armutsgefährdungsquote in Haushalten mit Langzeitarbeitslosen beträgt 45% (2005).
Erwerbsarbeitslose müssen – unter Androhung des Entzuges der Versicherungsleistung – JEDEN Job annehmen, der kollektivvertraglich entlohnt ist und über der Geringfügigkeitsgrenze von etwa 340,- Euro brutto/Monat liegt.
Die bedarfsorientierte Mindestsicherung 

(Regierungsprogramm für die XXIII. Gesetzgebungsperiode)
Auffallend ist, dass sich die bedarfsorientierte Mindestsicherung weitgehend an den Zugangskriterien der Sozialhilfe (Vermögensverwertung, Regress, Partnereinkommen, etc.) orientiert. Arbeitswilligkeit ist weiterhin eine Voraussetzung für den Bezug der Transferleistung.

Darüber hinaus ist liegt vorgesehene Betrag von 726,- Euro brutto (für 2007, 14x jährlich) beträchtlich UNTER der Armutsschwelle.

Unter den genannten Bedingungen kann man zwar von teilweiser Armutslinderung, KEINESFALLS aber von Armutsbekämpfung sprechen.

Grundlegend für die bedarfsorientierte Mindestsicherung sind zwei Annahmen, die völlig realitätsfremd sind:
1) Dass „Vollbeschäftigung“ erreicht werden kann und 

2) dass Erwerbsarbeit zur Armutsbekämpfung geeignet sei.

Ersteres ist angesichts der Wirtschaftsentwicklung illusorisch, zweiteres wird von der Realität widerlegt:
Zwischen Armutsquote und Beschäftigungsquote gibt es KEINE überzeugende Relation.
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Employment rate (% population aged 15-64)




Das bedingungslose Grundeinkommen

Im Gegensatz zur bedarfsorientierten Mindestsicherung geht das bedingungslose Grundeinkommen von folgenden Voraussetzungen aus:
Es ist

- universell (alle erhalten es)

- personenbezogen (statt Haushaltsberechnung)

- existenzsichernd (Betrag über der Armutsschwelle)

- bedingungslos (keine Arbeitswilligkeit, Regress, etc.)

Darüber hinaus ist eine Krankenversicherung vorgesehen. Zusätzlich sind öffentliche Dienstleistungen (Bildung, Pflege, etc.) auszubauen. 
Das bedingungslose Grundeinkommen befindet sich in Übereinstimmung mit den bestehenden Menschenrechtskonventionen und wird aus diesem Blickwinkel befürwortet. Die Empfehlungen des UN-Komitees für wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte sind eindeutig (Jänner 2006):
CONSIDERATION OF REPORTS SUBMITTED BY STATES PARTIES UNDER ARTICLES 16 AND 17 OF THE COVENANT

AUSTRIA

Concluding observations of the Committee on Economic, Social and Cultural Rights

27. The Committee recommends to the State party, in its efforts to combat poverty, to strengthen its support for families with many children and to consider introducing a minimum guaranteed income for everyone without a sufficient source of income.
Erwerbsarbeitslose fordern daher die Umsetzung bestehender Menschenrechte:
GRUNDEINKOMMEN statt PREKÄRER „FLEXICURITY“
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